




lauter Vorratsdatenspeicherung sollten wir die ganzen anderen wichtigen Urteile
nicht übersehen, die heute ergangen sind.
Auf Al-Saadoon beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte  (EGMR)
habe ich schon hingewiesen. Da ging es, wie gesagt, um zwei Iraker, die von den
Briten im Irak gefangen genommen wurden und sich jetzt dagegen wehren, an die
irakische Justiz überstellt zu werden, wo ihnen die Todesstrafe droht. Der EGMR hat
ihnen Recht gegeben. Das Urteil kann man gar nicht hoch genug schätzen. Mehr
dazu hier.
Im Fall McDonald vs. Chicago vor dem US Supreme Court – Waffenbesitz und
das Recht der Staaten, ihn einzuschränken – scheint es auf eine Ausdehnung des
Grundrechts, Waffen zu tragen, hinauszulaufen, wenngleich daraus womöglich gar
nicht allzu viel folgt.
Der Fall Rottmann
Ein weiteres heute ergangenes Urteil hatte ich gar nicht auf dem Schirm. Es kommt
vom Europäischen Gerichtshof (EuGH). Ich hatte vor einigen Monaten mal über die
Schlussanträge des Generalanwalts geschrieben. Es geht um den Fall des Janko
Rottmann – jenes unglückseligen Österreichers, der sich in Deutschland einbürgern
ließ, dabei aber verschwieg, dass man ihn in Österreich als mutmaßlichen Betrüger
suchte. Als das aufflog, nahm ihm die bayerische Einbürgerungsbehörde den
deutschen Pass wieder weg. Den österreichischen hatte er schon bei seiner
Einbürgerung in Deutschland zurückgeben müssen, und bekam ihn auch nicht
wieder. Der Mann war staatenlos geworden – mitten in Europa.
Der EuGH hat in seinem heutigen Urteil die Etablierung der europäischen
Unionsbürgerschaft als grundlegende politische Zugehörigkeit erneut ein Stück
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vorangetrieben. Nach den Schlussanträgen gab es Anlass zu der Befürchtung, der
EuGH werde zurückrudern. Das ist nicht passiert.
Die Mitgliedsstaaten, so der EuGH, bleiben schon weiterhin zuständig, Bedingungen
und Verfahren ihrer staatsbürgerlichen Zugehörigkeit selbst zu bestimmen. Nur
müssen sie, wenn sie diese Zuständigkeit ausüben, die Unionsbürgerschaft im
Auge behalten. Denn die geht mit dem Entzug der Staatsbürgerschaft ebenfalls
verloren. Und diese Rechtsfolge, so der EuGH, muss verhältnismäßig sein. Der
Mitgliedsstaat muss vor der Ausbürgerung eines Unionsbürgers ins Kalkül ziehen,
wie schwerwiegend das war, was der Betroffene ausgefressen hatte, wie lange
er den deutschen Pass schon hat und was ihm bevorstünde, wenn er wieder
ausgebürgert würde – und zwar von Unionsrechts wegen und ganz egal, was das
nationale Einbürgerungsrecht vorsieht.
Unionsbürger
Konkret: Man kann einem Österreicher, der sich die Einbürgerung erschwindelt hat,
den deutschen Pass schon wieder wegnehmen, selbst wenn er damit staatenlos
wird. Aber nur im Prinzip. Man darf nicht so tun, als hätte der Mann ja von Rechts
wegen nie Deutscher werden dürfen und sei sein staatsbürgerlicher Status somit
kein Problem der Deutschen. Man darf sich nicht darauf beschränken, auf die
nationalen Prozeduren zu pochen, ohne die Folgen für den Betroffenen in den
Blick zu nehmen. Denn der ist, ob er nun das Problem der Österreicher ist oder der
Deutschen, in jedem Fall: Unionsbürger.
Was mit Herrn Rottmann nun geschieht, bleibt offen. Das BVerwG, das dem EuGH
den Fall vorgelegt hat, muss darüber nun befinden. Das Urteil, so macht der EuGH
deutlich, betrifft durchaus auch das Herkunftsland, dessen Pass der Betroffene einst
besaß. Gegebenenfalls wird Österreich den Mann doch zurücknehmen müssen.
Update: eine kurze Analyse von Rottmann jetzt auf Adjudicating Europe.
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